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Fünf erfahrene Autoren – ein geschlossenes Buch aus einem Guss. Es geht um das von Jaume 

VERNET herausgegebene Werk Dret Lingüístic (Valls: Cossetània Edicions. Col·lecció Eina 

– 23, 2003, ISBN 84-96035-41-7), das diesem Beitrag zugrundegelegt werden soll. Die Auto-

ren heißen, neben dem Herausgeber, Eva PONS, Agustí POU, Ramon SOLÉ und Anna Maria 

PLA. Allesamt sind dies keine Unbekannten in der Sprachengesetzforschung: Als Verfas-

sungsrechtler und Terminologieexperten der juristischen Fachsprache ist es ihnen gelungen, 

sowohl ein theoretisch fundiertes Werk über Sprachengesetzgebung vorzulegen, als auch 

konkret am spanischen bzw. katalanischen Beispiel die aktuelle Rechtswirklichkeit darzustel-

len und insbesondere die Praxis der Llei de Politíca Lingüística (LPL) von 1998 erfahrbar zu 

machen. Die Genese dieses Gesetzes hat der Verfasser dieses Beitrags bereits in seiner Dis-

sertation „Sprachengesetzgebung in Katalonien. Die Debatte um die Llei de Política Lingü-

ística vom 7. Januar 1998“ geschildert1. 

1. Die ersten sechs Kapitel des Werkes Dret Lingüístic liefern die theoretische Grundlage für 

die Analyse der sozio-linguistischen Situation in Katalonien, die das Thema der sich anschlie-

ßenden Kapitel ist. Im letzten Abschnitt stehen dann die öffentliche Verwaltung, das Unter-

richtswesen, das Ortsnamens- und Familiennamensrecht, das Wirtschafts- und Informations-

recht sowie die Auswirkungen der katalanischen Sprachengesetzgebung außerhalb Katalo-

niens im Vordergrund. Die Autoren liefern zudem den Beweis, dass Katalonien aus dem Be-

reich der so genannten „Minderheitensprachen“ bzw. weniger verbreiteten Sprachen nicht nur 

durch die hohe Anzahl seiner Sprecher hervorragt, sondern darüber hinaus durch die hohe 

Stellung, die die Politik der Bedeutung und der Präsenz der katalanischen Sprache im Alltag 

beimisst. Von wissenschaftlich essentiellem Wert sind die Beiträge der katalanischen Verwal-

tungshochschule in Barcelona (Escola d’Administració Pública) mit ihrer eigenen Zeitschrift 

über Sprache und Recht (Revista de Llengua i Dret). Nicht zuletzt ist den Autoren mit den 

ersten 80 Seiten bzw. den ersten drei Kapiteln ein lesenswerter „Allgemeiner Teil“ über 
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Sprachengesetzgebung ohne gleichen in der bisher erschienenen Fachliteratur geglückt. Da-

durch, dass die Autoren stets verständliche Definitionen sowohl der linguistischen als auch 

der juristischen Terminologie liefern, wird die Lektüre sowohl des besonderen als auch des 

allgemeinen Teils zu einem Hochgenuss! 

2. Nun aber zum konkreten Inhalt: Der richtige Einstieg gelingt den Autoren dadurch, dass sie 

ausgehen von der historisch gewachsenen Realität, die aus zwei sich widersprechenden Ten-

denzen besteht: Zum einen dem Monolinguismus, der in der Uniformisierung und Gleich-

schaltung der Sprachenpolitik wurzelt, während die zweite Strömung, der so genannte Multi-

linguismus, sich die Sprachenvielfalt auf die Fahnen geschrieben hat. Die Umsetzung einer 

einzigen Tendenz in hundertprozentiger Weise ist nirgendwo zu beobachten, weshalb man 

von Tendenzen sprechen muss, die in gewissen Bereichen wie in Religion, Politik, Gewerk-

schaftswesen, Wirtschaft, im Sozial- oder Kulturbereich mehr oder minder stark oder schwach 

ausgeprägt sind. Die Tendenzen manifestieren sich überdies in Praxis und Gesetzgebung im-

plizit oder explizit [21]. Bei der Definition des Begriffes der „Dret lingüístic“ fällt dem Leser 

sofort auf, dass sprachwissenschaftlich orientierte Verfassungsrechtler am Werk waren. Deren 

Schwerpunkt liegt auf den subjektiven Rechten des Bürgers gegenüber dem Staat, denn die 

Sprachengesetzgebung soll dem Bürger in seinen Rechtsbeziehungen zwischen ihm und dem 

Staat Sicherheit geben; dies wird durch die Einräumung von „Sprachgrundrechten“ erreicht. 

Die Sprache als Ausdrucksmittel einer Sprachengemeinschaft hat aber gleichermaßen hohe 

Bedeutung für die politische und soziale Identifikationskraft der Gemeinschaft, die sie spricht. 

Die Identität stiftende Kraft der Sprache ist ein Mechanismus sozialer und politischer Integra-

tion für diejenigen, die bereits Mitglied in der Sprachengemeinschaft sind oder diejenigen, die 

von auswärts hereinkommen. Durch die Sprachengesetzgebung sollen sich die Gebräuche 

offizieller oder nicht offizieller Sprache regeln lassen, so wie dies in Spanien in den letzten 

beiden Jahrzehnten der Fall war. Die Sprachengesetzgebung geht alle Rechtsbereiche an; auch 

Straf- und Zivilrecht sind betroffen. Die interdisziplinäre Ausrichtung der Sprachengesetzge-

bung und ihrer Forschung führt idealerweise zu einer Schnittmenge zwischen Sprache und 

Recht und der Zusammenarbeit zwischen Juristen und Linguisten. In mehrsprachigen Territo-

rien ist es stets deren Aufgabe zu überwachen, ob alle Sprachen gleichermaßen eine identi-

sche Behandlung in Sprachenrechten und -pflichten der Bürger erfahren. 

3. Der Gleichheitsgrundsatz gebietet die Grundsatzfrage, mit welcher Begründung Ausnah-

men vom Gleichbehandlungsgrundsatz gemacht werden können und wie ggf. eine auftretende 

Diskriminierung zu rechtfertigen ist. Jeder Sprachengesetzgeber muss sich fundamentale Fra-
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gen stellen, ob er territorial oder sektoriell (d.h. für einzelne Regelungsbereiche) eine Vor-

schrift erlässt: Handelt es sich um eine Staatssprache oder eine die sich nur auf einen Teil des 

Staatsterritoriums bezieht oder sprechen diese Sprachen nur Personen, die nicht in einem zu-

sammenhängenden Territorium leben? Ist eine Sprache in der Schule Pflicht oder beruht ihr 

Erlernen oder ihr Gebrauch auf freiwilliger Basis? Ist die Sprache ein Muss für Einstellungen 

in den Staatsdienst oder gibt sie nur Zusatzpunkte, die dazu dienen oder dem Kandidaten ver-

helfen, einen besseren Rang in der Kandidatenliste einzunehmen? In welcher Sprache müssen 

öffentliche Urkunden oder private Schriftstücke abgefasst werden? Schließlich ist den Auto-

ren wichtig, in welcher Sprache eine Sprachengemeinschaft nach außen auftritt [24]. Positiv 

zu bewerten ist, dass die Autoren alle Sprachen gleich behandeln wollen, ungeachtet der zah-

lenmäßigen Verbreitung oder der politischen Unterstützung [26]. Sie treten nicht zuletzt für 

eine starke Sprachengesetzgebung ein, da sie davon ausgehen, dass das Überleben nicht nur 

vom freiwilligen Verhalten der Sprecher beeinflusst wird, sondern auch von anderen Einflüs-

sen wie etwa den starken und aggressiv auftretenden Sprachen und Kulturen [28]. Dies hat zur 

Konsequenz, dass der Staat, der für die Sprachengemeinschaft und ihre Erhaltung sorgen 

muss, das notwendige Vokabular zu entwickeln hat, um ihr Überleben in möglichst vielen 

Lebens- und Regelungsbereichen abzusichern [29]. Sprache und Rechtspolitik müssen daher 

eine sehr enge Verbindung eingehen, was die Autoren anhand zahlreicher außereuropäischer 

und europäischer Beispiele aufzeigen. 

4. Das Prinzip des linguistischen Pluralismus leitet sich in allen Verfassungen, die die sprach-

liche Vielfalt anerkennen, entweder direkt von der Erwähnung der Existenz der unterschiedli-

chen Sprachen ab (Schweiz 1995; Belgien 1994; Paraguay 1992) bzw. indirekt per Bezug auf 

die Vielfalt der Völker und Kulturen (Bolivien 1994; Ecuador 1998; Mexiko 1992). Der lin-

guistische und/oder kulturelle Pluralismus ist kein isolierter Wert, sondern wie alle anderen 

verfassungsmäßig verankerten Grundsätze vom Verfassungsgefüge abhängig, von dem er sich 

leiten lassen und in den er sich einfügen muss. Dies bindet also die Staatsstruktur, seine Ge-

walten und die Rechte der Bürger [37]. Die Anerkennung der Sprachenvielfalt und die damit 

verbundene Rezeption des Grundsatzes der Vielfalt auf Verfassungsebene haben zur Folge, 

dass mehrere Staaten für ihr Territorium gewisse Sprachen zu Amtssprachen erklärt haben 

(Belgien 1924; Irland 1937) oder ausdrücken, dass Sprachen eine Politik der Stärkung und des 

Schutzes vonnöten haben (Finnland 1919). Gleichwohl muss dies nicht immer explizit in der 

Verfassung stehen, ein einfacher Bezug auf sprachliche Minderheiten (Österreich 1919; Ita-

lien 1948) kann in diesem Zusammenhang genügen. 
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Immer wieder zeigt sich, dass das Prinzip der Offizialität der Sprachen (Amtssprachenstatus) 

eine abgeleitete Konsequenz der Anerkennung der Vielsprachigkeit darstellt. In diesem Sinne 

bestimmen viele Verfassungsklauseln, welche Sprachen Amtssprachenstatus in welcher Regi-

on besitzen sollen und an wen sich die Verfassungsnorm zu richten hat. Die Gesetze, die den 

Amtssprachenstatus ausfüllen, variieren in den Regelungsbereichen, so für gewisse Sektoren 

(Malta 1961 bzgl. der Justizverwaltung; Finnland 1919 bzgl. der Gerichte und den übrigen 

Behörden) oder z.B. hinsichtlich der Verwaltung, den Parlamentsdebatten, im Unterrichtswe-

sen oder den Kommunikationsmitteln. Andere bestimmen geographische Zonen, in denen 

eine Sprache Amtssprachenstatus genießt (Kolumbien 1991; Irland 1937; Nicaragua 1987). 

Denkbar ist auch eine zeitliche Begrenzung des Amtssprachenstatus, wobei es sich hier aber 

um ein verfassungsmäßiges Novum handeln muss, das sich erst zu bewähren hat. Der Amts-

sprachenstatus bedeutet allerdings nicht, dass die Sprachen, die diesen Status nicht genießen, 

auch nicht offiziell gebraucht werden dürfen. So berufen sich viele Verfassungen auf solche 

Sprachen, deren Verwendung in Parlamentsdebatten etwa wünschenswert und entwicklungs-

fähig ist. Dies ist auch der Fall für die Publikation von Gesetzen, die in den Sprachen ohne 

Amtssprachenstatus erfolgen kann [39]. 

5. Eine deutliche Sprache sprechen die Autoren ebenso bei den Kriterien von Personalität und 

Territorialität, die beim Offizialcharakter einer Sprache angewendet werden können. Persona-

lität bedeutet, dass alle Sprecher einer selben Sprachengruppe sowohl dieselben Rechte ge-

nießen, als auch dieselben Pflichten auferlegt bekommen. Demgegenüber steht das Prinzip der 

Territorialität, das auf die Herkunft der Personen nicht mehr abstellt, sondern nur noch einen 

geographisch genau umrissenen Raum im Auge hat. Die monolinguistisch orientierten Staaten 

(wie Frankreich) aber auch die Schweizer Kantone erwarten ein Anpassen an die territorial 

geregelte Anwendung der Sprachen. 

Zu Recht versäumen es die Autoren nicht, darauf hinzuweisen, dass ein gänzlich frei gewähr-

tes Wahlrecht einer Person, sei sie nun Staatsbürger oder Ausländer, langfristig zu einem 

Auseinanderfallen der historisch gewachsenen Sprach- und Kulturgemeinschaft führen kann, 

was volkswirtschaftlich gesehen zu messbaren Kosten führen wird. Ein ohne Grenzen ge-

währtes Wahlrecht führt also nicht nur zu einer Diskriminierung der bereits bestehenden 

Sprache, sondern ist auch demokratiefeindlich. Zwar dünkt ein grenzenlos gewährtes Spra-

chenrecht auf den ersten Blick „hochdemokratisch“. Da es aber eine Sprachgemeinschaft und 

deren Homogenität, die traditionell und historisch gewachsen ist, zerstören kann, fördert es 

mitnichten die Demokratie einer Sprachgemeinschaft bzw. eines Territoriums. Daher muss 

jede gewährte Sprachenfreiheit bzw. jedes Sprachengrundrecht im Kontext der gewachsenen 



 5

Strukturen gesehen werden [41]. Mithin ist oberster Maßstab das Verhältnismäßigkeitsprin-

zip, das bestimmt, dass jedwede Maßnahme gemessen an ihrem Zweck und Ziel geeignet, 

erforderlich und angemessen sein muss [43]. 

6. In einem weiteren Kapitel wenden sich die Autoren verschiedenen sprachrechtlichen Mo-

dellen in Europa zu. Soziologische Faktoren stehen dabei stets im Vordergrund: Die Zahl der 

Sprachen im Kontakt, das demokratische Gewicht jeder Sprache bzw. die Sprecherzahl, das 

Ausmaß des Gebrauchs oder Zusammengehörigkeitsgefühls der Sprachgemeinschaft und der 

politische Wille dieser Gemeinschaft bzw. der Staaten, gewisse Sprachen anzuerkennen und 

zu schützen. All diese soziologischen Faktoren müssen von der Gesetzgebung berücksichtigt 

werden. Die Autoren unterscheiden vier Modelle: einmal das bekannte monolinguistische 

System Frankreichs, das aus dem „État nation“ gewachsen ist, d.h. der Staat und die Bevölke-

rung müssen homogen sein und sprachlich verbunden werden. Platz für Ausnahmen bestehen 

nur sehr eingeschränkt. Dem schließt sich das italienische Modell der Protektion der sprachli-

chen Minderheiten in Südtirol an. Sodann thematisieren die Autoren den in Belgien prakti-

zierten linguistischen Föderalismus mit Französisch, Niederländisch und Deutsch. Mit dem 

etwas weniger bekannten Modell Finnlands, das die Verfasser unter institutionellen Plurilin-

guismus subsumieren, lohnt ohne Zweifel eine nähere Beschäftigung. 

7. In Finnland sind nämlich Finnisch und Schwedisch über das Staatsterritorium verteilt ver-

treten. Obwohl das Schwedische nur noch von 6 % der Gesamtbevölkerung als Muttersprache 

gesprochen wird, stehen die beiden Sprachen als Amts- und Nationalsprachen auf gleicher 

Augenhöhe. Indes ist dies auf lokaler Ebene je nach Verwaltungseinheit und der Proportion 

der Sprecherzahl jeder Sprache verschieden. In der sprachautonomen Region der Ålandinseln 

greift ein besonderer Schutz zugunsten des Schwedischen. Im Norden des Landes leben ferner 

die Samen, die in Finnland vier Gemeinden bewohnen und auch in Russland, Schweden und 

Norwegen angesiedelt sind. Allerdings erschwert die Diasporasituation der Samen eine ein-

heitliche Definition ihrer Sprache sowie eine kohärente rechtliche Umhegung. 

Die Präsenz von Finnen-Schweden und der spezielle Schutz des Schwedischen hat historische 

Gründe. Bereits im 12. Jahrhundert siedelten sich Schweden an der Südwestküste des Landes 

und auf den Ålandinseln an. Schwedisch war fortan Amtssprache, Sprache des Handels und 

der Kultur bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts hinein. Das Finnische war nur punk-

tuell anerkannt, etwa im kirchlichen Bereich ab dem 16. Jahrhundert. Die Übersetzung der 

Bibel ins Finnische erfolgte 1642, die der allgemeinen Gesetze sogar erst ab 1759. Nach den 

napoleonischen Kriegen wurde Finnland 1808 in das russische Zarenreich integriert und war 

fortan Großfürstentum. Dessen ungeachtet erhielt das Schwedische seinen Vormachtstatus, 
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wenngleich das Russische von den Militärs und dem Handel benutzt wurde. Das Finnische 

blieb nur der Folklore und dem kirchlichen Bereich überlassen. Das Nationalgefühl Finnlands 

und die Wertschätzung der eigenen Sprache drückte sich erst im 19. Jahrhundert verstärkt aus. 

So begann ab 1840 die Forderung zu greifen, den Beamten Finnischkenntnisse abzuverlangen. 

1863 proklamierte Zar Alexander II. das Finnische als Amtssprache der Regierung und der 

Gesetzgebung zusammen mit dem Schwedischen. Sehr schnell konnte sich das Finnische in 

Regierungs- und Schulsystem ausbreiten. Mit Erreichen der Unabhängigkeit im Jahre 1917 

und der eigenen finnischen Verfassung von 1919 wurden das Finnische und das Schwedische 

Nationalsprachen in ganz Finnland. Schon damals kam die Zahl der Schwedischsprecher le-

diglich auf 11 % der gesamten finnischen Bevölkerung. Kern der finnischen Verfassung ist, 

dass die Rechte der finnischen Bürger, ihre Muttersprache zu benutzen, sei es das Finnische 

oder sei es das Schwedische und vor den Gerichten und den Verwaltungsbehörden, Dokumen-

te in beiden Sprachen zu erhalten, von den Gesetzen garantiert sein müssen. Ausdrücklich ist 

festgehalten, dass die Rechte der finnischsprachigen und die Rechte der schwedischsprachi-

gen Bevölkerung gleich zu behandeln sind. Daraus ergibt sich die Staatsaufgabe, auf der 

Grundlage dieser Gleichheit beide Sprachen zu fördern. Alle zehn Jahre, so schreiben die 

Sprachgesetze (so das Gesetz von 1975) vor, müssen sich die Finnen als finnisch- bzw. 

schwedischsprachig definieren. Hat eine Gemeinde weniger als 8 % einer Gruppe, so gilt sie 

als monolinguistisch; im Jahre 1990 gab es 21 monolinguistische schwedische und 396 mono-

linguistische finnische Gemeinden, 43 waren gemischt. Nur in den zweisprachigen Gemein-

den ist es möglich, dass sich die Bürger in beiden Sprachen an ihre Verwaltung wenden kön-

nen und diese sicherstellen muss, dass Beamte mit ausreichenden Kenntnissen in beiden Spra-

chen vorhanden sein müssen. Die Ålandinseln, seit 1920 vom finnischen Parlament als auto-

nom erklärt, haben als einzige Amtssprache das Schwedische, das ausschließlich in öffentli-

chem Unterricht und im Verwaltungsgebrauch verwendet wird. Lediglich mit der finnischen 

Zentralverwaltung auf den Inseln kann Finnisch benutzt werden. Im Jahre 1995 wurde die 

Verfassung dahingehend geändert, dass die Samen als Volksgruppe wie Roma und andere 

Gruppen das Recht haben, ihre Kultur und Sprache beizubehalten und zu entwickeln. Ein spe-

zielles Gesetz sieht den Gebrauch der samischen Sprache bei den Behörden vor. Im samisch 

sprechenden Bereich, dem 6000 Personen angehören, ist das Samische halboffiziell. Das Ge-

setz über die samische Sprache von 1991 konkretisiert das Ziel, die samische Kultur und die 

Sprache aufrecht zu erhalten. Dieses Gesetz ist grundsätzlich nur auf die Lokaladministration 

und gewisse Regierungsbehörden anzuwenden. Das Samische wird etwa bei der Beschilde-

rung von öffentlichen Gebäuden und Ankündigungen der Verwaltung benützt. Nicht zuletzt 
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ist die schon erwähnte Disparatheit der Bewohner des samischen Gebietes auf vier verschie-

dene Staaten verteilt sehr problematisch für den einheitlichen Schutz ihrer Sprache und Kultur 

[58]2. 

8. Der allgemeine Teil des Buches widmet sich daneben dem sprachenrechtlichen internatio-

nalen Feld und befasst sich verstärkt mit der Europäischen Gemeinschaft. Besprochen werden 

die Vereinten Nationen, die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

(KSZE) und die internationale Organisation für Arbeit. Im internationalen Gebrauch weisen 

die Autoren bereits auf das Katalanische hin, das bei den Vereinten Nationen z.B. beim Ein-

tritt Andorras benutzt wurde, als der andorranische Regierungschef vor der Generalversamm-

lung seine Rede in Katalanisch hielt [68]. Dessen ungeachtet muss man feststellen, dass weni-

ger verbreitete Sprachen in Anbetracht der Tatsache, dass lediglich Englisch, Französisch, 

Chinesisch, Arabisch, Russisch und Spanisch Arbeitssprachen der Vereinten Nationen sind, 

überhaupt keine Chance auf einen dauerhaften Gebrauch haben. Allerdings werden die Rechte 

der Sprecher von weniger verbreiteten Sprachen in etlichen Deklarationen erwähnt. Das Eu-

ropäische Parlament hat mehrere Resolutionen über den Gebrauch und den Schutz weniger 

verbreiteter Sprachen erlassen. Sprachliche Minderheiten, so der Vertrag von Maastricht vom 

7. Februar 1992, müssen ob ihrer kulturellen Bedeutung besonders geschützt werden; hierun-

ter gehört natürlich auch das sprachliche Erbe [77]. Sprachenreichtum als Teilmenge des kul-

turellen Erbes greift auch die Europäische Charta über Regional- und Minderheitensprachen 

von 1984 auf [80]. 

9. Das vierte Kapitel des Buches widmet sich der rechtlichen Ordnung der Sprachen in der 

spanischen Verfassung und in den Autonomiestatuten der einzelnen spanischen Comunidades 

Autónomas. Hier erwarten den Leser aktuelle Zahlen zur Sprachstatistik in Spanien [85-86] 

sowie eine kurze Sprachgeschichte3. Zusätzlich wird thematisiert der Status der Kooffizialität 

von Kastilisch und den Landessprachen Katalanisch, Baskisch und Galicisch sowie der Rah-

men, den Art. 3.1. der spanischen Verfassung steckt [88-96]. Sehr gut gelungen ist die Dar-

stellung des Kompetenzrahmens im Bereich der Sprachengesetzgebung. Art. 149 der spani-

schen Verfassung sagt nichts aus über die Zuständigkeit des Zentralstaates auf diesem Gebiet, 

und nur Art. 148 enthält einen indirekten Verweis, denn Art. 148.1.17. sieht vor, dass die au-

tonomen Gemeinschaften Kompetenzen in Bezug auf die Stärkung der Kultur, der Forschung 

und ggf. des Unterrichts der Sprache der jeweiligen autonomen Gemeinschaft beanspruchen 

können. Auf der anderen Seite sieht Art. 149.3. vor, dass die Regelungsbereiche, die nicht 
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ausdrücklich dem Zentralstaat zugeordnet werden, verfassungsmäßig den autonomen Ge-

meinschaften im Rahmen ihrer Autonomiestatute zugeschrieben werden. Die Autoren liefern 

darüber hinaus die Inhalte der einzelnen Autonomiestatute derjenigen autonomen Gemein-

schaften, die eine weitere Sprache neben dem Kastilischen zur Amtssprache erklärt haben. 

Das spanische Verfassungsgericht hat dem autonomen Gesetzgeber einen sehr weiten Ermes-

sensspielraum bei der Umsetzung der Präsenz der kooffiziellen Sprache im Unterrichtswesen 

gewährt; einzige Voraussetzung ist, dass die Kooffizialität von Kastilisch und der jeweiligen 

Landessprache respektiert wird [109].  

10. Im fünften Kapitel wenden sich die Autoren konkret Katalonien zu. Neben der Schilde-

rung der Sprachgeschichte ist auch ein Hinweis auf die Genese der beiden Sprachgesetze le-

senswert, die Llei de Normalització Lingüística (LNL) von 1983 und die Llei de Política Lin-

güística (LPL) von 1998. Die Autoren versäumen es nicht, den Begriff der linguistischen 

Normalisierung zu erklären und ihm ein dynamisches Element, die Idee eines fortlaufenden 

Prozesses, zuzuordnen. Es handelt sich darum, ein Bündel von Maßnahmen anzuwenden, die 

in verschiedenen zeitlichen Momenten darauf gerichtet sind, eine gewisse Sprache, die dis-

kriminiert und/oder schützenswert qualifiziert wird, zu fördern. Während die LNL von 1983 

zum Ziel hatte, den Gebrauch des Katalanischen in der Gesellschaft zu stärken und dem offi-

ziellen Gebrauch des Katalanischen zu mehr Effektivität zu verhelfen, zielt die LPL von 1998 

darauf ab, ein Gleichgewicht zwischen Kastilisch und Katalanisch herzustellen. Das Gesetz 

von 1998 soll im Gegensatz zu dem von 1983 echte Sprachpolitik machen, nachdem die 

Normalisierung bereits eine abgeschlossene Phase dargestellt hat [125-126]4. 

Bei der Beschreibung des Konzepts der „Llengua pròpia“ betonen die Autoren zu Recht, dass 

dadurch die in Rede stehende weniger verbreitete Sprache (wie hier das Katalanische) die 

Sprachgemeinschaft (hier Katalonien) als Volk „singularisieren“ und damit das Gemein-

schaftserbe und die Kultur des katalanischen Volkes unterstreichen soll [126-127]. Aus dem 

Amtssprachencharakter einer Sprache fließen für die Bürger Rechte und Pflichten, die der 

jeweilige Gesetzgeber sorgfältig auswählen muss. Die Tatsache, dass die Bürger sich an die 

Verwaltung in der einen oder anderen Sprache wenden dürfen, setzt voraus, dass die Verwal-

tung kompetentes Personal in den jeweiligen Sprachen besitzt, um damit in Verwaltung und 

Erziehung eine gewisse Qualität an Sprachkompetenz vermitteln zu können. Die Autoren zei-

gen, dass dies auch im Vall d’Aran möglich ist, d.h. in der Region Katalonien liegenden 

Sprachgebiet des Arranesischen, das zum okzitanischen Diasystem gehört [134-137]. 

                                                 
4 Vgl. zur Genese des Gesetzes Thomas GERGEN, „La genèse de la loi catalane de politique lingustique du 7 

janvier 1998 – modèle pour la législation linguistique dans la communauté européenne », in: Revista de Llen-
gua i Dret 34 (2000), pp. 103-116. 
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Dass Sprachenrechte bis weit in die Familienintimität reichen, beweist der Urteilsspruch der 

Verfassungsgerichtsbarkeit (STC 201/1997 v. 25.11.1997): In einem Gefängnis in Zaragoza 

hatte man einem baskischen Strafgefangenen den Kontakt mit seiner Familie in baskischer 

Sprache untersagt, weil niemand in der Lage war, den Inhalt des Gespräches zu kontrollieren. 

Dem gebot das Verfassungsgericht Einhalt und wog zwischen den Sprachenrechten und den 

öffentlichen Interessen zugunsten des erstgenannten Interesses ab; da das Recht auf familiäre 

Intimsphäre grob verletzt war, stufte es die Maßnahme der Gefängnisbeamten als Verfas-

sungsverstoß ein [142-143]. 

11. Ein eigener Abschnitt von Dret Lingüístic ist den Sprachpflichten gewidmet [158-160]. In 

Art. 4 der LPL von 1998 sind Rechte und Pflichten hinsichtlich der Sprachen in einem Atem-

zug genannt5. Gleichwohl scheute dieses Gesetz die explizite Errichtung von Sprachenpflich-

ten bzgl. des Katalanischen und gab sich hier mit unbestimmten Klauseln wie „normalerwei-

se“, „vorzugsweise“, „wenigstens“ oder „als ein Minimum“ im Sprachgebrauch für den priva-

ten Bereich zufrieden [160]. Aus Angst vor Anrufung des Bürgerbeauftragten in Madrid und 

des spanischen Verfassungsgerichtshofs wurden auch „linguistische Strafen“ sowie etliche 

Quotenregelungen für Medien, Arbeitswelt und freie Wirtschaft aus dem Gesetzentwurf von 

1998 herausgenommen6. Sprachpflichten sieht die LPL von 1998 in mehr oder minder star-

kem Umfang vor; diese Pflichten betreffen aber nur die Regierung und die ihr angeschlosse-

nen Verwaltungsbehörden und nie den Bürger in unmittelbarer Weise! Insgesamt hat die LPL 

also darauf verzichtet, Sprachenpflichten und linguistische Strafen explizit einzubeziehen. 

Statt dessen hat sie sich auf bereits bestehende Normen, wie insbesondere den Verbraucher-

schutz, gestützt. 

12. Mit der LPL von 1998 kam es vor allem im Unterrichtswesen zu einer wichtigen Neurege-

lung. Art. 21, der das Katalanische als Sprache im nicht universitären Unterricht als Regel-

sprache bestimmt, muss allerdings auch dem Kastilischen eine adäquate Präsenz im Stunden-

plan gewähren. Alle Kinder, ungeachtet ihrer Erstsprache, sollen die beiden Amtssprachen bis 

zum Ende ihrer Schulpflicht „normal und korrekt“ beherrschen (Art. 21 Abs. 3)7. Das Kastili-

sche konnte damit als Unterrichtssprache nicht gänzlich ausgeschlossen werden. An den 

Hochschulen genießen Professoren und Studenten indes gemäß Art. 22 Abs. 1 LPL ein Wahl-

recht im Gebrauch der einen oder der anderen Sprache. Hier greift zusätzlich die Lehrfreiheit 

des Art. 20.1.c der spanischen Verfassung. 

                                                 
5 Thomas GERGEN, Sprachengesetzgebung in Katalonien, pp. 78 ff. 
6 GERGEN, ebenda, p. 166. 
7 GERGEN, ebenda, pp. 39 und 138 ff. 
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Gleichwohl schreibt Art. 24 Abs. 3 der LPL vor, dass Professoren ausreichend die beiden 

Amtssprachen kennen müssen, mit Ausnahme der Professoren, die einen bloßen Besuchersta-

tus vorweisen können. Das Gesetz 1/2003 über die Universitäten in Katalonien hat zusätzlich 

noch eingeführt, dass die Universitätsräte bei der Auswahl und Einstellung des Personals ge-

nügende Kenntnisse beider Sprachen verlangen dürfen [206]. Dieses Sprachenwahlrecht stößt 

aber nach Meinung der Autoren dann an ihre Grenzen, sobald die Universitätsprofessoren 

direkt in der Verwaltungen arbeiten, d.h. in Kommissionen und sonstigen unmittelbar der 

Verwaltung zugeordneten Funktionen tätig werden. Die plausible Begründung dafür ist, dass 

lediglich das Katalanische die Sprache der Verwaltung, und damit auch der Universitätsver-

waltung, ist [205-206]. Insofern hat sich hier auch in der Praxis eine Einschränkung des 

Gebrauchs des Kastilischen ergeben8. 

13. Nicht zuletzt im Medienbereich gipfelt sehr oft der Sprachenstreit. Gemäß Art. 25 Abs. 1 

LPL ist das Katalanische die normalerweise zu benutzende Sprache von allen Radio- und 

Fernsehsendern, die die Generalitat und der staatliche Lokalfunk zu benutzen haben [254-

255]. Das von der LPL vorgesehene Quotensystem der Präsenz katalanischsprachiger Produk-

tionen ist zwar im Ansatz richtig, birgt jedoch für die Praxis allerlei Probleme. Wenn etwa 

Art. 26 LPL von 50 % eigenen Produktionen spricht, stellt sich stets die Frage, was darunter 

exakt zu verstehen ist, da es in der Praxis sehr oft Koproduktionen, Gemeinschaftsproduktio-

nen etc. gibt. Die Interpretation des Art. 26 LPL mit dem Gesetz 25/1994, das eine Umset-

zung der EU-Direktive über das Fernsehen ohne Grenzen verkörpert, welche 51 % des Fern-

sehprogramms europäischen Werken zuspricht und vorschreibt, dass die Hälfte dieser Zeit 

von Werken abgedeckt wird, die eine der spanischen Sprachen beinhaltet, ergibt, dass 51 % 

des Fernsehprogramms in Katalonien europäisch, und davon wiederum die Hälfte in Katala-

nisch oder Kastilisch ist; dadurch ist letztlich ein Minimum von 12,5 % in Katalanisch garan-

tiert9 [257]. 

Mindestens 25 % der gesungenen Musik im Radio müssen zudem in Katalanisch oder Arane-

sisch sein (Art. 25 Abs. 5 LPL). Das Quotensystem kann theoretisch wie praktisch wirksam 

die Normalisierung der katalanischen Sprache voranbringen. Wichtig ist, dass die 50 %-Quote 

eine wirksame Übertragung des Prinzips der Kooffizialität von Kastilisch und Katalanisch 

darstellt, die von Verfassungsrang ist und den Willen des Gesetzgebers ausdrückt, das Katala-

nische ausdrücklich zu normalisieren, ohne das Schema des Ausgleichs zwischen beiden 

kooffiziellen Sprachen aus den Augen zu verlieren. 

                                                 
8 Enriqueta EXPÓSITO GÓMEZ, „Els professors universitaris, la llibertat de càtedra i l’ús de les llengües 

pròpies“, in: Revista de Llengua i Dret 23 (1995), pp. 120-170. 
9 GERGEN, Sprachengesetzgebung in Katalonien, p. 83. 
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Die LPL hat eigens auf ein Sanktionensystem verzichtet, weil dies für die Praxis sehr schwer 

durchzuführen gewesen wäre [258-259]. Gerade im privaten Bereich gilt die Warnung an den 

Gesetzgeber zu äußerster Vorsicht, da hier sehr leicht das Verhältnismäßigkeitsprinzip nicht 

mehr gewahrt ist [264-265]. 

14. Auch auf das wichtige Thema der Produktetikettierung, das innerhalb der Vorarbeiten der 

LPL für hohe Wellen gesorgt hat, gehen die Verfasser ein. Das Zusammenspiel von europäi-

scher und zentralspanischer Normgebung führte dazu, dass die Angaben der Etikettierung 

oder Verpackung der in Katalonien vertriebenen Produkte in Katalanisch, Kastilisch oder in 

jedweder anderer Sprache der EU erfolgen können (Art. 34 Abs. 1 LPL). Bei katalanischen 

Produkten sieht dies anders aus, wenn sie eine Herkunfts- oder Qualitätsbezeichnung besitzen 

und Produkte des heimischen Handwerks sind; dann nämlich kann Art. 34 Abs. 2 LPL als 

Minimum für die Etikettierung das Katalanische vorschreiben. Eine weitere Ausnahme be-

steht für solche Produkte, die Gefahren für die Gesundheit darstellen, wie etwa Tabak; da der 

Gesundheitsschutz von Rauchern und Nichtrauchern eine Herzensangelegenheit des Europa-

rechts darstellt, konnte Art. 34 Abs. 3 LPL getrost verordnen, dass der Hinweis auf solche 

Gefahren mindestens in Katalanisch erfolgen muss10. 

15. Im letzten Abschnitt gehen die Autoren noch auf die „Außenwirkungen“ des Katalani-

schen ein [273-291]. Hier wird insbesondere die Beziehung zu den Nachbarstaaten und den 

spanischen Nachbarregionen thematisiert. Da València das Valencianische nicht als katalani-

sche Varietät, sondern in erster Linie als eigene Sprache ansieht, schwelt zwischen Katalonien 

und València ein schon lange andauernder Streit; dieser steigerte sich im sog. „Schulbuch-

streit“ vor der Verabschiedung der LPL im Jahre 199811. Es stellt sich heraus, dass es sehr 

schwierig ist, eine katalanische Spracheinheit international salonfähig zu machen. Andorra, 

der Staat, in dem das Katalanische als einzige Sprache Amtssprache ist, ist gebiets- wie ein-

wohnermäßig viel zu klein, um eine effektive internationale Ausstrahlung zu entfalten. Mit 

der Erweiterung der EU in den Osten relativieren sich auch die Sprachprobleme und die For-

derung nach einem generellen Amtssprachenstatus des Katalanischen in der EU. Das Argu-

ment, dass neue Landessprachen (wie Polnisch, Tschechisch, Ungarisch, Estnisch, Litauisch 

etc.) EU-Amtssprachen sein müssen, schließt es aus, dass selbst größere, „weniger verbreite-

te“ Sprachen (wie etwa das Katalanische) zu Amtssprachen erhoben werden. Aus Brüssel 

ertönt pausenlos das Argument der Arbeitsfähigkeit in den Institutionen der EU, das eine Be-

                                                 
10 GERGEN, ebenda, pp. 92-103 sowie pp. 111-125; Manuel CIENFUEGOS MATEO, „El nuevo enfoque del 

Tribunal de Justicia respecto a la lengua del etiquetado de productos alimenticios. Commentario a la sentencia 
de 14 de julio de 1998, asunto Hermann Josef Goerres”, in: Revista de Llengua i Dret 30 (1998), pp. 63-94. 

11 GERGEN, Sprachengesetzgebung in Katalonien, pp. 64-65. 
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grenzung der Sprachen, die Amtssprachenstatus genießen, auf das gerade Notwendige gebie-

te. Auf kultureller, insbesondere wissenschaftlicher Ebene spielt das Katalanische indes eine 

bedeutende Rolle [287-299]. 

16. Das Werk Dret Lingüístic schließt mit einer Auswahl von Referenzen auf internationale 

und europäische Abkommen sowie die spanische Gesetzgebung und die autonomen Gesetze. 

Ein eigener Abschnitt ist den katalanischen Normen sowie der Auswahl der spanischen 

Rechtsprechung des Verfassungsgerichts und des obersten Gerichtshofes gewidmet, die das 

Thema der Sprachengesetzgebung angehen. 

17. Fazit: Ohne Einschränkungen ist es den fünf Koautoren gelungen, ein für die Theorie als 

auch für die Praxis wichtiges Kompendium zu bieten, das einen beachtenswerten „Allgemei-

nen Teil“ über Sprachengesetzgebung enthält und obendrein die Konsequenzen und prakti-

schen Folgen des jüngsten katalanischen Sprachengesetzes, der LPL von 1998, aufzeigt. Da-

mit ist auch für den künftigen Gesetzgeber ein Fundus an Erfahrungen und zu beherzigenden 

Grundsätzen in kenntnisreicher Weise niedergelegt12. Die Übersetzung des gesamten Lehr-

werks in weitere Sprachen bleibt nicht zuletzt ein wichtiges Desiderat, das in naher Zukunft 

umgesetzt werden sollte. 

 

Thomas GERGEN (Saarbrücken) 

                                                 
12 Antoni MONTSERRAT, „L‘aplicació de la resolució del Parlament Europeu sobre la llengua catalana a les 

institucions europees“, in: Revista de Llengua i Dret 18 (1992), pp. 67-93. 


